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Amtliche Bekanntmachung 

 
1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 352 „Kalthof 
– Am Sportplatz“ 
Aufstellungsbeschluss gem. § 13 BauGB 
Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 13 Abs. 2 Nr. 
2 BauGB 

 
Der Rat der Stadt Iserlohn hat am 28.02.2017 folgen-
den Beschluss gefasst: 
 

Der Bebauungsplan Nr. 352 „Kalthof – Am Sport-
platz“ ist nach den von der Verwaltung vorge-
schlagenen Grundsätzen und innerhalb des vor-
geschlagenen Geltungsbereiches gem. § 13 
BauGB aufzustellen 

 
Die Stadt Iserlohn beabsichtigt, den Entwurf des Be-
bauungsplans Nr. 352 „Kalthof – Am Sportplatz“ öf-
fentlich auszulegen und der betroffenen Öffentlichkeit 
so Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
 
Das Plangebiet des seit dem 27.01.2016 rechtskräfti-
gen Bebauungsplans Nr. 352 „Kalthof – Am Sport-
platz“ ist topographisch durch starke Geländesprünge 
geprägt. Die nun vorliegende detaillierte Ausfüh-
rungsplanung mit Höhenangaben für den Planbereich 
soll zum besseren Vollzug der Planung im Rahmen 
der Baugenehmigungen für die einzelnen Grundstü-
cke mit Höhenangaben in den Bebauungsplan über-
nommen werden. Weiterhin sollen die Baugrenzen 
der Bebauung südlich der Refflingser Straße zur fle-
xibleren Gestaltungsmöglichkeit um ca. 3m in südli-
che Richtung verschoben werden. 
 
Durch die Planung tritt keine negative Änderung der 
Umwelt- bzw. Immissionssituation ein. Schutzgüter im 
Sinne der Anlage des Baugesetzbuches (BauGB) 
sind hier nicht betroffen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Bebauungspla-
nentwurf keiner Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 
BauGB unterzogen wird. Von dem Umweltbericht 
nach § 2 a BauGB und von der Angabe nach § 3 Abs. 
2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener In-
formationen verfügbar sind, kann somit abgesehen 
werden. 
 
Der Planentwurf und dessen Begründung liegen in 
der Zeit vom 31.03.2017 bis zum 18.04.2017 ein-
schließlich bei der Stadt im Rathaus II - Bereich 
Stadtplanung -, während der Dienststunden (Montag 
bis Mittwoch von 8.00 bis 16.00 Uhr, Donnerstag von 
8.00 bis 18.00 Uhr, Freitag von 8.00 bis 12.00 Uhr) 
öffentlich aus. Des Weiteren ist die Einsichtnahme in 
die Planentwürfe auch über das Internet möglich: 
 
Anregungen und Stellungnahmen können von jeder-
mann schriftlich oder zur Niederschrift oder per E-Mail 
unter der Adresse bauleitplanung@iserlohn.de vorge-
bracht werden. Über die vorgebrachten Stellungnah-
men entscheidet der Rat der Stadt.  

 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen kön-
nen gemäß § 4a Abs. 6 BauGB bei der Beschlussfas-
sung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. 
 
Gemäß § 47 Abs. 2 a Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) in der Fassung vom 01.01.2007 ist ein späte-
res Normenkontrollverfahren unzulässig, wenn die 
den Antrag stellende Person nur Einwendungen gel-
tend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Aus-
legung (§ 3 Abs. 2 BauGB) oder im Rahmen der Be-
teiligung der betroffenen Öffentlichkeit (§ 13 Abs. 2 
Nr. 2 und § 13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB) nicht oder ver-
spätet geltend gemacht hat, aber hätte geltend ma-
chen können. 
 
Iserlohn, 20.03.2017 
 
STADT ISERLOHN 

 
Dr. Ahrens 
Bürgermeister 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzungsbeschluss zur 1. Änderung des Be-
bauungsplans Nr. 342 „Kalthof - Wiemshohl“ 

 
mit Bekanntmachungsanordnung  

 
Der Rat der Stadt Iserlohn hat am 28.02.2017 
folgenden Beschluss gefasst: 
 

Gem. § 7 GO NRW in Verbindung mit § 10 
BauGB wird die 1. Änderung des Bebau-
ungsplans Nr. 342 „Kalthof - Wiemshohl“ als 
Satzung beschlossen. Der Bebauungs-
planänderung ist die Begründung gem. § 9 
Abs. 8 BauGB in der Fassung vom 
06.12.2016 beigefügt. 

 

Diese Satzung beruht auf §§ 2, 10, und 13 des 
Baugesetzbuches (BauGB) und § 7 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666, SGV NRW 2023) in der zurzeit 
geltenden Fassung. 
 
Der Änderungsbereich liegt im südlichen Teil 
des Ortsteilzentrums Kalthof. Die Lage des 
Plangebiets ist aus der beigefügten Umriss-
zeichnung zu ersehen.  
 
Bekanntmachungsanordnung 

 

Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hier-
mit  gem. § 10 Abs. 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 
2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 15. Juli 2014 (BGBL. I S. 954) öf-
fentlich bekannt gemacht. Gem. § 6 Abs. 1  Satz 
2 BekanntmVO ist die öffentliche Bekanntma-
chung mit Ablauf des Erscheinungstages des 
Märkischen Amtsblatts vollzogen.  
Alle Festsetzungen, die den Festsetzungen die-
ser Änderung widersprechen, treten außer Kraft. 
 
Iserlohn, den 17.03.2017   
    
 
Dr. Ahrens 
Bürgermeister    
    
 
In die Bebauungsplanänderung und die Begrün-
dung kann ab sofort während der Dienststunden 
im Rathaus II - Bereich Städtebau/Abteilung 
Städtebauliche Planung -, Einsicht genommen 
werden. Des Weiteren ist die Einsichtnahme 
auch über das Internet möglich: 
 

http://www.iserlohn.de > Wirtschaft & Stadt-
entwicklung > Bebauungsplaene 
 
 

Hinweise 
 

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 
Sätze 1 und 2 BauGB über die fristgemäße 
Anmeldung etwaiger Entschädigungsan-
sprüche in Folge der Festsetzungen dieser 
Bebauungsplanänderung wird hingewie-
sen. 
Die Leistung der Entschädigung ist schrift-
lich bei der Stadt Iserlohn zu beantragen. 
Nach § 44 Abs. 4 BauGB erlischt der Ent-
schädigungsanspruch, wenn nicht inner-
halb von drei Jahren nach Ablauf des Ka-
lenderjahrs, in dem die in § 44 Abs. 3 Satz 
1 BauGB bezeichneten Vermögensnach-
teile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruches herbeigeführt wird.  

 
2. Die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften nach der Gemeindeord-
nung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
kann gem. § 7 Abs. 6 GO nach Ablauf ei-
nes Jahres seit der Bekanntmachung die-
ser Satzung im Märkischen Amtsblatt nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmi-

gung fehlt oder ein vorgeschrie-
benes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsge
 mäß öffentlich bekannt gemacht 
 worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbe
 schluss vorher beanstandet oder 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel 

ist gegenüber der Gemeinde vor-
her gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt. 

 
3. Nach § 215 Abs. 1 BauGB sind Verlet-
zungen von Verfahrens- oder Formvor-
schriften i.S.v. § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 3, eine unter Berücksichtigung des § 
214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Be-
bauungsplans und des Flächennutzungs-
plans sowie Mängel in der Abwägung nach 
einem Jahr seit Bekanntmachung des Be-
bauungsplans unbeachtlich, es sei denn, 
sie werden innerhalb der Fristen schriftlich 
gegenüber der Gemeinde geltend ge-
macht. Der Sachverhalt, der die Verletzung 
oder den Mangel begründen soll, ist darzu-
legen.  
 

Iserlohn, den 20.03.2017 
 
Dr. Ahrens 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung der Stadt Lüdenscheid 

 
Widmung von Straßen, Wegen und Plätzen 

 
Gemäß § 6 Abs. 1 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Ziff. 3 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen (StrWG NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV. NW. S. 1028) wird hiermit die 
 
- Mathildenstraße im Bereich von der Friedhofstraße bis Zum Weißen Pferd  

(Gemarkung Lüdenscheid-Stadt, Flur 9, Flurstück 36 und Flurstück 40 teilweise). 
 
als Gemeindestraße für den öffentlichen Verkehr gewidmet. 
 
 
Die betroffene Fläche ist nachstehend abgebildet: 
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Rechtsbehelfsbelehrung: 

 
Gegen diese Widmungsverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsge-
richt in 59821 Arnsberg, Jägerstraße 1 schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
dieses Gerichts erhoben werden. 
 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechtsver-
kehr bei den Verwaltungs- und Finanzgerichten im Land NRW (ERVVO VG/FG vom 07.11.21012; GVBI. NRW, S. 
548) erhoben werden. Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach § 2 
des Signaturgesetzes vom 16.05.2001 (BGBI. I S. 876) versehen sein und an die elektronische Poststelle des 
Gerichts übermittelt werden. 
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Falls die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird, sollen der Klage nebst Anlagen so viele 
Abschriften beigefügt werden, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten können. Sollte die Frist durch das 
Verschulden eines Bevollmächtigten versäumt werden, so würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet wer-
den. 
 
Hinweis zur elektronischen Form 

Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere technische Rahmenbedingungen zu beachten. Die 
besonderen technischen Voraussetzungen sind unter www.egvp.de aufgeführt. 
 
 
Lüdenscheid, 13.03.2017 
 
Der Bürgermeister 
Dieter Dzewas 
 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch unter www.luedenscheid.de in der Rubrik "Rathaus & Bürger / Info 
& Service / Öffentliche Bekanntmachungen" eingesehen werden. 
 
 
 

 
 

Bekanntmachung der Stadt Lüdenscheid 

 
Widmung von Straßen, Wegen und Plätzen 

 
 
Gemäß § 6 Abs. 1 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Ziff. 3 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen (StrWG NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV. NW. S. 1028) wird hiermit der 
 
- Hanni-Henning-Weg 

(Gemarkung Lüdenscheid-Land, Flur 62, Flurstücke 738) 
 
als Gemeindestraße für den öffentlichen Verkehr gewidmet. 
 
 
Die betroffene Fläche ist nachstehend abgebildet: 
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Rechtsbehelfsbelehrung: 

 
Gegen diese Widmungsverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsge-
richt in 59821 Arnsberg, Jägerstraße 1 schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
dieses Gerichts erhoben werden. 
 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechtsver-
kehr bei den Verwaltungs- und Finanzgerichten im Land NRW (ERVVO VG/FG vom 07.11.21012; GVBI. NRW, S. 
548) erhoben werden. Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach § 2 
des Signaturgesetzes vom 16.05.2001 (BGBI. I S. 876) versehen sein und an die elektronische Poststelle des 
Gerichts übermittelt werden. 
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Falls die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird, sollen der Klage nebst Anlagen so viele 
Abschriften beigefügt werden, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten können. Sollte die Frist durch das 
Verschulden eines Bevollmächtigten versäumt werden, so würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet wer-
den. 
 
Hinweis zur elektronischen Form 

Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere technische Rahmenbedingungen zu beachten. Die 
besonderen technischen Voraussetzungen sind unter www.egvp.de aufgeführt. 
 
Lüdenscheid, 15.03.2017 
 
Der Bürgermeister 
Dieter Dzewas 
 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch unter www.luedenscheid.de in der Rubrik "Rathaus & Bürger / Info 
& Service / Öffentliche Bekanntmachungen" eingesehen werden. 

 
 
 
 
 

 
 

Bekanntmachung der Stadt Lüdenscheid 

 
Einziehung von Straßen, Wegen und Plätzen 

 
 
Gemäß § 7 Abs. 4 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV. NW. S. 1028), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.12.2011 
(GV NW S. 731), wird 
 
eine Teilfläche an der Friedhofstraße (Gemarkung Lüdenscheid-Stadt, Flur 7, Flurstück 143) 

 
mit sofortiger Wirkung eingezogen. 
 
Die Teileinziehung erfolgt, da für diese Fläche kein öffentliches Verkehrsbedürfnis mehr besteht. 
 
Die Absicht der Teileinziehung ist am 07.12.2016 im Amtsblatt des Märkischen Kreises Nummer 49 bekannt ge-
macht worden. Gegen die Einziehungsabsicht wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
Die betroffene Fläche ist nachstehend abgebildet: 
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Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

Gegen diese Einziehungsverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsge-
richt in 59821 Arnsberg, Jägerstraße 1 schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
dieses Gerichts erhoben werden. 
 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechtsver-
kehr bei den Verwaltungs- und Finanzgerichten im Land NRW (ERVVO VG/FG vom 07.11.21012; GVBI. NRW, S. 
548) erhoben werden. Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach § 2 
des Signaturgesetzes vom 16.05.2001 (BGBI. I S. 876) versehen sein und an die elektronische Poststelle des 
Gerichts übermittelt werden. 
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Falls die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird, sollen der Klage nebst Anlagen so viele 
Abschriften beigefügt werden, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten können. Sollte die Frist durch das 
Verschulden eines Bevollmächtigten versäumt werden, so würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet wer-
den. 
 
Hinweis zur elektronischen Form 

Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere technische Rahmenbedingungen zu beachten. Die 
besonderen technischen Voraussetzungen sind unter www.egvp.de aufgeführt. 
 
Lüdenscheid, 15.03.2017 
 
Der Bürgermeister 
Dieter Dzewas 
 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch unter www.luedenscheid.de in der Rubrik "Rathaus & Bürger / Info 
& Service / Öffentliche Bekanntmachungen“ eingesehen werden. 
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Richtlinie 
der Stadt Lüdenscheid zur finanziellen Förderung 

der Neugestaltung und Wiederherrichtung von Außenanlagen und Fassaden 
im Stadtumbaugebiet „Altstadt Lüdenscheid“ (*) 

vom 16.03.2017 

 
(* Satzung der Stadt Lüdenscheid über die Gestaltung baulicher Anlagen, Werbeanlagen und die Gestaltung von 
Freiräumen für die Bereiche der nördlichen und südlichen Altstadt sowie den Bereich der Wilhelmstraße vom 
09.09.2010) 
 
Der Rat der Stadt Lüdenscheid hat am 06.03.2017 die folgende Richtlinie beschlossen: 
 
1 Präambel 

 
In der Altstadt erfolgt im Rahmen des Förderprogramms „Stadtumbau West“ mit finanzieller Unterstützung des 
Landes Nordrhein-Westfalen und des Bundes zur Stabilisierung und Aufwertung des Gebiets u. a. eine Reihe von 
Baumaßnahmen im öffentlichen Raum. Eine Verbesserung des Erscheinungsbildes und der Funktionalität des 
Stadtteils kann allerdings nur dann erfolgreich gelingen, wenn die öffentlichen Maßnahmen von der Bevölkerung 
aufgegriffen und unter anderem durch geeignete Maßnahmen auch eine Aufwertung der privaten Bausubstanz 
erreicht wird. 
 
Mit finanzieller Unterstützung des Bundes und des Landes Nordrhein-Westfalen gewährt die Stadt Lüdenscheid 
Zuwendungen zur Verbesserung des Gebäudebestandes und der Außenanlagen innerhalb des Stadtumbauge-
bietes „Altstadt Lüdenscheid“ (siehe Anlage 1 dieser Richtlinie). 
 
Mit Hilfe der städtebaulichen Förderung soll das private Engagement zur Neugestaltung und Wiederherrichtung 
der Fassaden und zur Entsiegelung und Umgestaltung von Garten-, Hof- und Dachflächen angeregt und unter-
stützt werden. 
 
2 Rechtsgrundlagen und Rechtsanspruch 

 
2.1 Die Zuwendungen werden nach Maßgabe der vorliegenden Richtlinie, der „Richtlinien über die Gewäh-

rung von Zuwendungen zur Förderung von Maßnahmen zur Stadtentwicklung und Stadterneuerung“ (För-
derrichtlinien Stadterneuerung 2008) des Landes NRW vom 22.10.2008 und der jeweiligen Zuwendungs-
bescheide der Bezirksregierung Arnsberg gewährt. 

 
2.2 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der Zuwendungen besteht nicht. Die Stadt Lüdenscheid entscheidet 

über den Antrag nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel und der sei-
tens des Bundes und des Landes bewilligten Fördermittel. 

 
2.3 Abweichungen und Ausnahmen von dieser Richtlinie können von der Stadt Lüdenscheid getroffen werden. 
 
3 Räumlicher Geltungsbereich 

 
Die Förderung erfolgt ausschließlich im Stadtumbaugebiet „Altstadt“, das als das Erweiterungsgebiet des Stad-
tumbaugebiets Knapper Straße durch den Rat der Stadt Lüdenscheid gemäß § 171 b Baugesetzbuch (BauGB) 
beschlossen wurde (siehe Anlage 1 und Ratsbeschluss vom 19.08.2015). 
 
4 Förderziel 

 
4.1 Ziel der Maßnahmen ist eine gestalterische und ökologische Aufwertung des Stadtumbaugebietes durch 

private Investitionen. Gemäß den Zielen des „Integrierten Handlungskonzepts Altstadt Lüdenscheid“ soll 
im Stadtumbaugebiet durch die Zuwendungen eine deutliche Verbesserung im Erscheinungsbild der Bau-
substanz und im Wohnumfeld und damit eine Attraktivitätssteigerung des Quartiers bewirkt werden. 

 
4.2 Die Aufwertung der Fassaden soll der architektonischen Gestaltung des Gebäudes entsprechen und seine 

stilistischen Elemente unterstreichen. Zudem ist die ursprüngliche Gestaltung des Gebäudes bzw. der 
Fassade zu berücksichtigen, so dass gestalterisch prägende Merkmale erhalten bleiben, wieder sichtbar 
gemacht oder wiederhergestellt werden. Die Gestaltung des Gebäudes muss sich in seiner Gestaltung 
und Farbgebung in die nähere Umgebung einpassen. Grundlage ist die Gestaltungssatzung für die Alt-
stadt (*). 
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(* Satzung der Stadt Lüdenscheid über die Gestaltung baulicher Anlagen, Werbeanlagen und die Gestal-
tung von Freiräumen für die Bereiche der nördlichen und südlichen Altstadt sowie den Bereich der Wil-
helmstraße vom 09.09.2010) 

 
4.3 Die Maßnahmen zur Begrünung und Herrichtung von Garten-, Hof-, und Dachflächen sollen den Wohn- 

und Freizeitwert sowie das nachbarschaftliche Miteinander wesentlich und nachhaltig verbessern und 
stadtökologisch sinnvoll sein. 

 
5 Gegenstand der Förderung 

 
5.1 Zur Neugestaltung und Wiederherrichtung der Fassaden werden insbesondere folgende Maßnahmen ge-

fördert: 
 

 die Instandsetzung, Restaurierung, Erneuerung und farbliche Gestaltung von Fassaden; 

 der Rückbau überarbeiteter Fassaden (Entfernen von Verkleidungen, Verklinkerungen etc.); 

 die Wiederherstellung der ursprünglichen Fenster- und Putzgliederung; 

 die Fassaden schützenden abschließenden Dachelemente; 

 die Reparatur, der Anstrich und Austausch von Fenstern und Außentüren im Zusammenhang mit 
einer Fassadeninstandsetzung; 

 Beleuchtungsmaßnahmen sowie eine künstlerische Gestaltung; 

 die mit den vorherigen Punkten unmittelbar verbundenen Planungskosten. 
 
5.2 Zur Herrichtung der Hof- und Gartenflächen werden insbesondere Maßnahmen zur Entsiegelung und zur 

Gestaltung von Hof-, Garten- und Dachflächen sowie zur Dach- und Wandbegrünung gefördert. 
Bei Maßnahmen an Gebäuden, die zu Wohnzwecken vermietet werden, sollen mindestens 50 % der Hof-
flächen einer gemeinschaftlichen Nutzung der Mieter des Gebäudes unterliegen. Die Gestaltung der Flä-
chen soll auf die Bedürfnisse der Bewohnerinnen / Bewohner der zugehörigen oder angrenzenden Ge-
bäude ausgerichtet sein. Insofern sollen sie unter Einbeziehung der Stadt Lüdenscheid oder eines von ihr 
Beauftragten an den räumlichen Planungen beteiligt werden. 
Maßnahmen an Hof- und Gartenflächen bei Gebäuden, die nicht zu Wohnzwecken vermietet werden, sind 
nur förderfähig, wenn diese einen relevanten Beitrag zum Stadtbild leisten (zum Beispiel Vorgärten). 

 
5.3 Grundlage der Maßnahmen ist ein planerisches Erneuerungskonzept, das den Förderzielen aus Punkt 4 

entspricht. Die Kosten für das planerische Erneuerungskonzept sind förderfähig, wenn dieses Konzept die 
Grundlage für die Umgestaltung bildet. Die Planungskosten können in Höhe von bis zu 7,5 % der förderfä-
higen Gesamtkosten angerechnet werden, sofern die maximale zuwendungsfähigen Kosten von 60 Eu-
ro/Quadratmeter (vergleiche 8.2) nicht überschritten wird. 

 
6 Förderbedingungen 

 
6.1 Die Maßnahmen müssen den Förderzielen gemäß Punkt 4 entsprechen und wirtschaftlich angemessen 

entsprechen. 
 
6.2 Voraussetzung für die Gewährung von Zuwendungen ist ein mit der Stadt Lüdenscheid abgestimmtes Er-

neuerungskonzept sowie die Abstimmung von gestalterischen, bautechnischen und denkmalpflegerischen 
Belangen mit der Stadt Lüdenscheid. 

 
6.3 Maßnahmen an Gebäuden, die als Denkmäler in die Denkmalliste der Stadt Lüdenscheid eingetragen 

sind, bedürfen der vorherigen Zustimmung der Unteren Denkmalbehörde. 
 
6.4 Die zu fördernden Maßnahmen sind durch geeignete Fachbetriebe (zum Beispiel in die Handwerkerrolle 

eingetragene Maler / Stuckateure) fachgerecht auszuführen, so dass eine wesentliche Verbesserung des 
öffentlichen Erscheinungsbildes, der Stadtgestaltung und des Stadtbildes bewirkt wird. 

 
6.5 Mit den Arbeiten zur Umsetzung der Maßnahme darf bis zum Zeitpunkt der Förderbewilligung noch nicht 

begonnen worden sein. Maßnahmenbeginn ist die Beauftragung einer Leistung oder Lieferung oder falls 
erforderlich die Ausschreibung. Vorausgehende Planungsleistungen sind hiervon unberührt. 

 
6.6 Für jede förderfähige Maßnahme kann nur einmalig eine Zuwendung gewährt werden. 
 
6.7 Für die Erhaltung des Zustandes der geförderten Maßnahmen gilt eine 10-jährige Zweckbindungsfrist. 

Entsprechende Pflichten sind auf einen etwaigen Rechtsnachfolger zu übertragen. 
 
6.8 Bei allen Beauftragungen von Leistungen und der Beschaffung von Materialien sind nachweislich vier ver-

gleichbare Angebote von geeigneten Fachbetrieben anzufordern. Mindestens zwei vergleichbare Angebo-
te sind vorzulegen. 

 
7 Förderausschluss 
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7.1 Modernisierungen und Instandsetzungen, die von der Stadt Lüdenscheid nach § 177 BauGB angeordnet 
worden sind, werden nicht gefördert. Ebenso werden Maßnahmen, deren beabsichtigte Gestaltung und 
Nutzung der privaten Fläche den Festsetzungen eines rechtsverbindlichen Bebauungsplans oder anderen 
öffentlich-rechtlichen oder nachbarschaftlichen Vorschriften widersprechen, nicht gefördert. Das Grund-
stück darf nicht von einer Veränderungssperre nach dem BauGB erfasst sein, es sei denn, eine Ausnah-
me hiervon wird zugelassen. 

 
7.2 Kosten für Änderungen an Ver- und Entsorgungsleitungen sind nicht förderfähig. 
 
7.3 Maßnahmen an Neubauten oder der Hof- und Gartenflächen von Neubauten, deren Bezugsfertigkeit noch 

keine 15 Jahre zurückliegt, sind nicht förderfähig. Dies gilt nicht für die Begrünung von Wand- und Dach-
flächen sowie für Maßnahmen, die einen relevanten Beitrag zum Stadtbild beitragen (zum Beispiel Vorgär-
ten). 

 
7.4 Die Errichtung zusätzlicher und die Erneuerung bestehender Kfz-Stellplätze werden nicht gefördert. 
 
7.5 Eine Förderung kann nur erfolgen, wenn die erforderlichen Instandhaltungsmaßnahmen zur Erhaltung des 

bestimmungsgemäßen Gebrauchs des Objektes erfolgt sind und das Objekt einen zeitgemäßen Wohn-
standard aufweist. Eine Förderung ist nur dann möglich, wenn die ggf. notwendigen Instandsetzungen 
und/oder Modernisierungen gleichzeitig vorgenommen werden. Die Stadt Lüdenscheid hat das Recht, die-
se Sachverhalte bis zum Ablauf der Zweckbindungsfrist zu prüfen. 

 
7.6 Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn bei Gebäuden mit öffentlich geförderten Wohnungen die zur 

Wertverbesserung erforderliche Zustimmung nach § 11 Abs. 7 II. Berechnungsverordnung nicht erteilt 
werden kann. Sie gilt im Übrigen mit der Bewilligung als erteilt. 

 
7.7 Maßnahmen, die aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften oder baurechtlicher Auflagen ohnehin erfor-

derlich sind oder zu deren Durchführung sich der Antragsteller gegen über der Stadt Lüdenscheid ver-
pflichtet hat, sind nicht förderfähig. 

 
7.8 Verwaltungs- und Finanzierungskosten sind nicht förderfähig. 
 
8 Art und Höhe der Förderung 

 
8.1 Die Förderung wird als Zuwendung im Rahmen der Anteilsfinanzierung der förderfähigen Gesamtkosten 

der Maßnahme gewährt. 
 
8.2 Die förderfähigen Kosten zur Begrünung, Herrichtung und Gestaltung von Hof- und Gartenflächen sowie 

Maßnahmen an Außenwänden und zur Fassadenerneuerung werden bis zu einer Höhe von 60 Eu-
ro/Quadratmeter anerkannt. Die Zuwendung beträgt 50 % der nachgewiesenen förderfähigen Kosten und 
liegt bei höchstens 30 Euro/Quadratmeter. Darüber hinausgehende Kosten können nicht bezuschusst 
werden. 

 
8.3 Liegt die Zuwendung unterhalb der Bagatellgrenze von 500 Euro, wird keine Förderung gewährt. 
 
8.4 Mögliche Erhöhungen der Nettokaltmiete im Nachgang der Inanspruchnahme dieser Förderung richten 

sich nach den jeweils gültigen gesetzlichen Bestimmungen. Die Mittel der städtischen Zuwendung dürfen 
in jedem Fall nicht auf die Miete umgelegt werden und sind ggf. entsprechend in Abzug zu bringen. 

 
9 Antragstellung 

 
9.1 Die Zuwendungen können von Eigentümerinnen / Eigentümern der Gebäude und Erbbauberechtigten be-

antragt werden beziehungsweise von diesen bevollmächtigten Personen. 
 
9.2 Der Antrag auf Förderung ist unter Verwendung der von der Stadt Lüdenscheid bereitgestellten Formulare 

zu stellen. Die Anträge sind über das von der Stadt Lüdenscheid eingerichtete Altstadtbüro an die Stadt 
Lüdenscheid zu richten. 

 
9.3 Aussagekräftige Unterlagen des Erneuerungskonzeptes sind dem Antrag beizufügen. 
 
10 Bewilligung und Auszahlung 

 
10.1 Die Stadt Lüdenscheid entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen unter Anwendung der Förderrichtlinie 

Stadterneuerung des Landes Nordrhein-Westfalen und der allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwen-
dungen zur Projektförderung sowie dieser Förderrichtlinie. 

10.2 Nach Prüfung des Antrags entscheidet die Stadt Lüdenscheid über die Vergabe von Zuwendungen. Die 
Stadt Lüdenscheid kann auf Grundlage einer nach eigenem Ermessen erstellten Prioritätenliste entschei-
den. 
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Im Fall einer positiven Förderentscheidung ergeht im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel ein Bewilli-
gungsbescheid, der mit Nebenbestimmungen versehen werden kann. 

 
10.3 Aufgrund rechtlicher Bestimmungen erforderliche Genehmigungen sind vor Bewilligung einzuholen. Der 

Bewilligungsbescheid ersetzt nicht nach anderen Vorschriften erforderliche öffentlich-rechtliche Genehmi-
gungen und Zustimmungen zu den Maßnahmen. 

 
10.4 Die Arbeiten sind innerhalb von 12 Monaten nach Bewilligung abzuschließen. 
 
10.5 Alle Änderungen zum bewilligten Antrag bedürfen der schriftlichen Zustimmung der Stadt Lüdenscheid 

und sind rechtzeitig schriftlich bei der Stadt zu beantragen. 
 
10.6 Die Zuwendung wird grundsätzlich nicht nachträglich erhöht. Die auszuzahlende Zuwendung richtet sich 

nach den tatsächlichen entstandenen Kosten. Ergibt die Schlussrechnung, dass die tatsächlichen förder-
fähigen Kosten geringer sind als die im Förderbescheid bewilligten Kosten, so wird die öffentliche Zuwen-
dung entsprechend gekürzt. Nach Fertigstellung der Maßnahme nimmt die Stadt Lüdenscheid bei der 
Schlussabnahme die fachgerechte Ausführung der Maßnahme ab. Festgestellte Mängel sind nachzubes-
sern. Wird nicht nachgebessert, entscheidet die Stadt Lüdenscheid über einen Widerruf des Bewilligungs-
bescheides oder eine entsprechende Kürzung. 

 
10.7 Die Zuwendung wird nach Abschluss und Abnahme der Maßnahme sowie der Prüfung der Verwendungs-

nachweise durch die Stadt Lüdenscheid an den Antragsteller ausgezahlt. Hierzu hat der Antragsteller der 
Stadt Lüdenscheid eine Schlussabrechnung mit allen Beauftragungen bzw. Verträgen, Rechnungsbelegen 
im Original sowie Zahlungsnachweisen innerhalb von zwei Monaten nach Abschluss der Maßnahme vor-
zulegen. 

 
10.8 Der Zuwendungsempfänger muss sämtliche Belege mindestens für die Dauer der Zweckbindungsfrist auf-

bewahren. Näheres ist dem Bewilligungsbescheid zu entnehmen. 
 
11 Verstöße gegen die Förderrichtlinie 

 
11.1 Der Bewilligungsbescheid kann bei falschen Angaben bei der Antragstellung, bei einem Verstoß gegen 

diese Richtlinie und den Nebenbestimmungen des Bewilligungsbescheides jederzeit widerrufen oder zu-
rückgenommen werden. Eine Abänderung der bewilligten Maßnahme innerhalb der Zweckbindungsfrist 
bedarf der schriftlichen Zustimmung der Stadt Lüdenscheid. Wird die Zustimmung nicht eingeholt, kann 
der Bewilligungsbescheid widerrufen oder die Zuwendung im Ermessen der Stadt Lüdenscheid gekürzt 
werden. 

 
11.2 Bereits ausgezahlte Zuwendungen können in diesen Fällen zurückgefordert werden. Die Rückforderung 

erfolgt mit einer Verzinsung des Rückforderungsbetrages vom Zeitpunkt der Auszahlung an mit 5 % über 
dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB). 

 
12 Inkrafttreten 

 
Diese Förderrichtlinie tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung: 

 
Die vorstehende Richtlinie wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Verfah-
rens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-

geführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Lüdenscheid, 16.03.2017 
 
Der Bürgermeister 
Dieter Dzewas 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch unter www.luedenscheid.de in der Rubrik „Rathaus & Bürger / Info 
& Service / Öffentliche Bekanntmachungen“ eingesehen werden. 
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Anlage 1 
zur Richtlinie der Stadt Lüdenscheid zur finanziellen Förderung der Neugestaltung und Wiederherstellung 
von Außenanlagen und Fassaden im Stadtumbaugebiet „Altstadt Lüdenscheid“ vom 16.03.2017 

 
 
Stadtumbaugebiet gemäß § 171 b BauGB „Altstadt Lüdenscheid“ 
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Entwurfsbeschluss zur 1. vereinfachten  
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 36  

„Oberer Rahlenberg“ gemäß § 13  
Baugesetzbuch (BauGB)  

 
Der Planentwurf zur 1. Änderung des Bebauungsplanes „Oberer Rahlenberg“ wurde nach Durchführung des Aus-
legungs- und Beteiligungsverfahrens geändert.  
Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Herscheid hat daher in seiner Sitzung am 13.03.2017 
den Entwurf zur 1. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes „Oberer Rahlenberg“ nebst Begründung sowie 
deren erneute öffentliche Auslegung und Beteiligung gemäß § 4a (3) BauGB beschlossen. 
Zur Verbesserung der Straßenneigung und Bebaubarkeit der Grundstücke im östlichen Bereich soll die Erschlie-
ßungsstraße im Einmündungsbereich der Räriner Straße (K6) verschwenkt werden. Im aktualisiertem Entwurf soll 
der Fußweg im Einmündungsbereich der Erschließungsstraße zur Kreisstraße K6 nicht wie ursprünglich geplant, 
serpentinenartig durch eine kleine Grünfläche führen, sondern wird direkt entlang des neuen Einmündungsberei-
ches der Erschließungsstraße verlaufen. Dies ermöglicht eine einfachere und kostengünstigere Erschließung. 
Der Geltungsbereich der Änderung ergibt sich aus der beiliegenden Übersichtskarte. 
 
Der vom Planungs-, Bau-, und Umweltausschuss der Gemeinde Herscheid somit gebilligte und zur erneuten Aus-
legung bestimmte Bebauungsplanentwurf einschließlich Begründung liegt gemäß § 4a (3) BauGB in der Zeit vom 
30. März bis einschließlich 21. April 2017 während der Öffnungszeiten: 

 
 montags bis freitags von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
 dienstags von   14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
 donnerstags von  14:00 Uhr bis 18:00 Uhr 

 
im Rathaus in Herscheid, Plettenberger Straße 27, Zimmer 325/326, zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. Wäh-
rend dieser Zeit können schriftlich, per E-Mail an post@herscheid.de, oder zur Niederschrift Anregungen oder 
Bedenken vorgebracht werden.  
 
Der Plan kann auch über das Internet, Homepage der Gemeinde Herscheid unter www.herscheid.de (> Rathaus 
& Service > Amtliche Bekanntmachungen), eingesehen werden.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nur fristgerecht geltend gemachte Anregungen und Bedenken bei der Be-
schlussfassung über den Bauleitplan berücksichtigt werden und dass ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsge-
richtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im 
Rahmen der Auslegungen nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden 
können. Im beschleunigten Verfahren nach § 13 Abs. 3 BauGB wird von der Durchführung einer Umweltprüfung 
gemäß § 2 Abs. 4 BauGB abgesehen. 
 
Herscheid, 14. März 2017 
 
Der Bürgermeister  
S c h m a l e n b a c h 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

mailto:post@herscheid.de
http://www.herscheid.de/


Gemeinde Herscheid
Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes 36 "Oberer Rahlenberg"
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Öffentliche Bekanntmachung 

 
einer Sitzung des Kreistages am Donnerstag den 
30.03.2017 um 16:00 Uhr im Zimmer 136/137, 

Kreishaus Lüdenscheid, Heedfelder Straße 45 
 
T a g e s o r d n u n g: 

 
Öffentlicher Teil: 
 
1. Eröffnung der öffentlichen Sitzung und Feststel-

lung der Tagesordnung 
 
2. Anfragen von Einwohnern 
 
 
3. 

Hauptsatzung für den Märkischen Kreis; 
hier: Anpassung an veränderte gesetzliche 
Vorschriften 

 
4. Umbesetzung im Kreiswahlausschuss für die 

Landtagswahl am 14.05.2017; 
hier: Eilbeschluss gemäß § 50 Abs.3 Satz 1 
KrO NW 

 
5. Umsetzung in Ausschüssen und Gremien; 

hier: Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 
16.03.2017 

 
6. Flurbereinigung Landemert - Änderung der 

Kreisgrenze Kreis Olpe/Märkischer Kreis durch 
den Flurbereinigungsplan 
hier: Zustimmung zur Änderung der Kreis-
grenzen nach § 58 Absatz 3  Flurbereini-
gungsgesetz in Verbindung mit § 26 Absatz 1 
Buchst. e der  Kreisordnung NRW. 

 
7. Investitionsprogramm "Gute Schule 2020" des 

Landes NRW Maßnahmenplanung für 2017 
 
8. WIDI Wirtschaftsdienste Hellersen GmbH 

hier: Erwerb des Geschäftsanteils der aus-
scheidenden Gesellschafterin Ev.  Kranken-
haus Bethanien gGmbH durch die WIDI zum 
31.12.2016 

 
9. MEG Märkische Eisenbahngesellschaft mbH; 

hier: Bestellung der Arbeitnehmervertreter/-
innen in den Aufsichtsrat der MEG nach  § 
108a GO NRW 

 
10. Haushalt 2016; 

hier:  Ermächtigungsübertragung 
 
11. Kenntnisnahme über die vom Kreiskämmerer 

genehmigten über- und außerplanmäßigen 
Aufwendungen und Auszahlungen 

 
12. Regionale 2022/2015; 

hier: Antrag der FDP-Kreistagsfraktion vom 
14.03.2017  

 

13. a) Beschluss über die Feststellung des Jah  
      resabschlusses des Märkischen Kreises    
      zum 31.12.2015 und Erteilung der Entlas 
      tung 

 b) Beschluss über die Feststellung des Jah   
      resabschlusses des Märkischen Kreises   
      zum 31.12.2015 
 hier: 
 a) Behandlung des Jahresüberschusses    
          2015 
 b) Abrechnung der differenzierten Kreisum   
          lage für das Jahr 2015 

 
14. Soziale Arbeit an Schulen im Märkischen Kreis; 

Fortführung im Jahr 2018 
 
15. Beitragserhebung für den Bereich KiTa und 

Kindertagespflege; 
hier: Antrag der Kreistagsfraktion Die Linke 
vom 23.02.2017 

 
16. Anfragen und Mitteilungen 
 
17. Anfragen von Einwohnern 
 
 
Nichtöffentlicher Teil: 
 
1. Eröffnung der nichtöffentlichen Sitzung und 

Feststellung der Tagesordnung 
 
2. Grundstücksangelegenheiten 
 
3. Vertragsangelegenheiten 
 
4. Anfragen und Mitteilungen 
 
5. Presseveröffentlichungen 
 
 
Lüdenscheid, 20.03.2017  
 
gez. Thomas Gemke 
Landrat 
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